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S c h w e r p u n k t  K O M M U N I K AT I O N

„Haben Sie mich verstanden?!“ ... oder über die Pflicht, sich im 
Jugendstrafverfahren verständlich zu machen
Klaus Riekenbrauk

Mit Einführung von § 70a JGG greift der Gesetzgeber ein Thema 

auf, das in seiner Bedeutung nicht hoch genug eingeschätzt 

werden kann. Es geht um die Kommunikation im Jugendstraf-

verfahren und konkret um die Pfl icht, Belehrungen in einer 

Weise zu formulieren, die dem Entwicklungs- und Bildungsstand 

des beschuldigten Jugendlichen entspricht. Neben Erläute-

rungen zu dieser neuen Vorschrift wird ein Vergleich zu den 

gesetzlich vorgeschriebenen Postulaten einer der jungendlichen 

Klientel angemessenen Kommunikation in der Jugendhilfe 

gezogen, die – bedingt durch eine wesentlich andere Zielset-

zung und Methodik – deutlich weitergehende Anforderungen 

an den kommunikativen Umgang mit Kindern und Jugendlichen 

verlangt. Schließlich werden Konsequenzen und Forderungen 

aufgezeigt, die z.B. die verbesserte Ausbildung von Jugend-

richtern und Jugendstaatsanwältinnen zum Gegenstand hat.

Keywords: Kommunikation im Jugendstrafverfahren, 
Belehrungen, Sprache, Verständlichkeit

„Was ist denn jetzt, was habe ich denn gekriegt, muss ich nun 
in den Knast?“ − Wie oft habe ich nach Sitzungsende diese 
Fragen gestellt bekommen, wenn meine jugendlichen Man-
danten hilf- und ratlos von mir, ihrem Verteidiger, wissen 
wollten, zu welcher Strafe sie nun verurteilt worden sind. 
Sie haben wenig, nicht selten nichts verstanden von dem, 
was der Richter gerade in seinem Urteil oder Beschluss ver-
kündet hat. Das Problem des Nicht-Verstehen-Könnens ist 
ein Phänomen, das ganz allgemein die Justiz und insbeson-
dere die Jugendstrafrechtjustiz prägt. Dies kann auch nicht 
verwundern im Hinblick auf eine Kommunikation, die sich 
durch eine generelle intellektuelle Asymmetrie auszeich-
net und von unterschiedlichen Jargons, Sprachebenen und 
-stilen gekennzeichnet ist.1 Ein hochformalisierter Code mit 
einer abstrakten Begriffl ichkeit trifft auf eine Alltagssprache 
− häufi g in Milieus der Randständigkeit −, die keineswegs 
einheitlich ist, sondern unterschiedliche Äußerungsformen 
umfasst, die sich gruppenintern unter Schülern bestimmter 
Schulen, Studenten und Jugendlichen bestimmter Ethnien 
immer wieder neu herausbildet.2 Zu einem Misslingen justi-

zieller Kommunikation trägt schließlich auch der Umstand 
bei, dass die vor Gericht stehenden jungen Beschuldigten in 
hoch überrepräsentierter Weise Angehörige von Randgrup-
pen mit zum Teil eklatanten Sozialisationsdefi ziten sind, die 
sich in eine für sie fremde (und feindliche) Welt hineinge-
zwungen sehen. Daraus resultieren Gefühle des Unverstan-
denseins, von Sprachlosigkeit, Angst, Trotz und Aggression, 
die als Sprach- und Verständnisbarrieren Kommunikation 
stören oder gar unmöglich machen. 
 Vor diesem Hintergrund darf die Frage: „Haben Sie mich 
verstanden?“ keine rhetorische Floskel mit unterschwelliger 
Drohung sein, sondern sie muss mit ernsthaftem Bemü-
hen um wirkliches Verstanden-Werden an den Jugendlichen 
adressiert werden. 
 Bestimmte Erklärungen des Gerichts sind für ein Ge-
lingen der strafprozessualen Intervention, nämlich das zu-
künftige Legalverhalten des Jugendlichen, von so großer Be-
deutung, dass sie verstanden werden müssen. Dazu gehören 
ganz besonders richterliche Belehrungen, mit denen die Er-
wartungen des Gerichts gegenüber dem jungen Angeklagten 
verdeutlicht werden. 
 Mit der Einführung von § 70a JGG durch Art. 1 Nr. 10 des 
Gesetzes zur Erweiterung der jugendgerichtlichen Hand-
lungsmöglichkeiten vom 04.09.2012 hat der Gesetzgeber 
dieser Selbstverständlichkeit3 einen prägnanten Ausdruck 
verliehen.4

 Im Folgenden soll Inhalt und Bedeutung von § 70a JGG 
sowie Adressat und Anwendungsbereich dieser Vorschrift 
näher betrachtet werden. Es folgt ein Vergleich mit den Kom-
munikationspostulaten des Jugendhilferechts sowie den da-
raus resultierenden Aufgaben der Jugend(gerichts)hilfe und 
den möglichen Konsequenzen für das Jugendstrafverfah-
ren.

1 Vgl. Kühne, 2010, Rn. 726 ff.; Schultz, 2012; Wendler & Hoffmann, 
2009.

2 Schultz, 2012, S. 111.
3 So die Gesetzesbegründung BT-Drucks. 17/9389, S. 18; Sommerfeld 

in: Ostendorf, 2013, § 70a Rn. 3.
4 BGBl. I, 1854.
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EI. § 70a JGG 

1 Inhalt und Bedeutung 

Nach § 70a Abs. 1 Satz 1 JGG müssen vorgeschriebene Beleh-
rungen des Jugendlichen in einer Weise erfolgen, die seinem 
Entwicklungs- und Bildungsstand entspricht. Mit dieser For-
derung greift der Gesetzgeber Erkenntnisse der Verfahrens-
psychologie,5 insbesondere der Aussage- und Vernehmungs-
psychologie auf, die in der Praxis der Jugendstrafgerichtsbar-
keit keineswegs immer und in ausreichendem Maße berück-
sichtigt werden.6 Die Vorschrift richtet sich nicht allein an die 
Gerichte (in ihrer belehrenden Funktion, §§ 55 Abs. 2, 57, 136, 
253 Abs. 5, 268a Abs. 3, 268c, 268d StPO), sondern an alle 
Akteure, die im Jugendstrafverfahren im Zusammenhang 
mit ihrer Tätigkeit Jugendliche als Beschuldigte oder Zeugen 
zu belehren haben, also an Polizeibeamte (§§ 163 Abs. 3, 163a 
Abs. 4 StPO), Staatsanwältinnen (§§ 161a Abs. 1 i.V.m. § 57, 
163a Abs. 3 StPO), Sachverständige (§ 72 i.V.m. § 57 StPO) 
oder Jugendgerichtshelferinnen (§§ 67a Abs. 3 SGB X i.V.m. 
§ 136 Abs. 1 Satz 2 StPO).7 Diese sind ausnahmslos verpfl ich-
tet, ihre Belehrungen in einer dem Entwicklungs- und Bil-
dungsstand des Jugendlichen angemessenen Art und Weise 
so zu formulieren, dass er Inhalt, Bedeutung und Tragweite 
der Erklärung versteht. Dabei muss sich im Einzelfall einer 
Sprache bedient werden, die juristische Termini und Ab-
straktionen vermeidet und die kommunikative Kompetenz 
des Beschuldigten berücksichtigt. Bestehen Zweifel daran, 
dass die Belehrung verstanden worden ist, muss sie – even-
tuell mit anderen Worten – wiederholt oder der Jugendliche 
aufgefordert werden, den Inhalt der Belehrung sinngemäß 
selbst wiederzugeben. In jedem Fall muss der oder die Be-
lehrende sicher sein, dass er oder sie tatsächlich verstanden 
worden ist. Insoweit reicht eine nur formal korrekte Beleh-
rung nicht aus, wenn der Entwicklungs- und Bildungsstand 
des Jugendlichen ein Mehr an Erläuterung und Verständlich-
Machen erfordert.
 Angestoßen wurde die Schaffung der Vorschrift durch 
§ 61 Abs. 3 Satz 4 JGG, die ebenfalls mit dem Gesetz vom 
04.09.2012 in das Jugendstrafrecht eingefügt wurde und die 
das Gericht verpfl ichtet, in Fällen, in denen es die Entschei-
dung über die Aussetzung der Jugendstrafe zur Bewährung 
einem nachträglichen Beschluss ausdrücklich vorbehält (§ 61 
Abs. 1 JGG), den Jugendlichen bei der Urteilsverkündung 
über die Bedeutung des Vorbehaltes und seines Verhaltens 
in der Zeit bis zu der nachträglichen Entscheidung zu beleh-
ren.8

 Eine noch größere Bedeutung erlangt das Postulat von 
§ 70a Abs. 1 JGG an der Stelle, wo die Belehrung über die 
Aussetzung der Jugendstrafe zur Bewährung (§ 64 Satz 2 
JGG) ausreichen kann, um dem jugendlichen Angeklagten 
seine Verantwortlichkeit für das begangene Unrecht und 
die Folgen erneuter Straffälligkeit zu verdeutlichen. Reicht 
jedoch die Belehrung nicht aus, eröffnet sich für das Gericht 
die Möglichkeit, nach § 16a Abs. 1 Nr. 1 JGG neben der zur 
Bewährung ausgesetzten Jugendstrafe (Warnschuss-)Arrest 
zu verhängen. Gelingt es dem Gericht, mit einer an § 70a 
Abs. 1 JGG orientierten Belehrung, die auch verstanden 
wird, dem Jugendlichen zu erklären, was es mit der Jugend-
strafaussetzung zur Bewährung, den erteilten Aufl agen und 
Weisungen auf sich hat und was von ihm zukünftig erwartet 
wird, dann lässt sich die Verhängung von Arrest kaum noch 
rechtfertigen. Dieser Gedanke ist in der Gesetzesbegrün-
dung ausdrücklich unterstrichen worden: „Es kann allerdings 
möglich sein, dies (den Anstoß zu einer dauerhaften Verhaltens-
änderung zum Positiven, K. R.) bereits durch die gebotene ein-
gehende und dem Empfängerhorizont angemessene Belehrung 
über die Bedeutung der Bewährungszeit und die Folgen eventu-

ellen Fehlverhaltens sowie über die erteilten oder zu erwartenden 
Weisungen und Aufl agen für die Bewährungszeit zu erreichen 
(vgl. § 2 Absatz 2 JGG in Verbindung mit § 268a Absatz 3 
StPO; § 60 Absatz 1 Satz 2, § 61 Absatz 3 Satz 4 – neu –, 
§§ 64, 70a – neu).“9 Zu Recht weist in diesem Zusammen-
hang Sommerfeld darauf hin, dass eine eindrucksvolle 
Urteilsverkündung großen erzieherischen Wert haben und 
vermeiden kann, dass die Aussetzung als „Freispruch zweiter 
Klasse“ empfunden wird.10 Ist das Gericht davon überzeugt, 
wirklich verstanden worden zu sein und den Jugendlichen 
„erreicht“ zu haben, wäre die Verhängung von Arrest unver-
hältnismäßig. 

2 Anwendungsbereich

§ 70a Abs. 1 JGG ist in allen, auch in vereinfachten Verfahren 
gegen Jugendliche anwendbar.11 In Verfahren gegen jugend-
liche Angeklagte vor Erwachsenengerichten steht die Anwen-
dung der Vorschrift im Ermessen des Gerichts (§ 104 Abs. 2 
JGG); da es aber auch in diesen Fällen um das Verstanden-
Werden und Verstehen-Können geht, wird bei Ausübung des 
Ermessens in der Regel von der Belehrung nach § 70a Abs. 1 
JGG Gebrauch gemacht werden müssen.12

 In Verfahren gegen Heranwachsende vor Jugendgerich-
ten ist nach § 109 Abs. 1 Satz 1 JGG die Vorschrift von § 70a 
Abs. 1 Satz 1 JGG anzuwenden; insoweit wurde mit dem 
Gesetz zur Stärkung der Rechte von Opfern sexuellen Miss-
brauchs vom 26.06.201313 ein offensichtliches Redaktions-
versehen14  beseitigt, demzufolge wegen entgegenstehender 
Volljährigkeit § 70a Abs. 1 Satz 1 JGG nicht anwendbar sein 
sollte.15 In Verfahren gegen Heranwachsende vor Erwachse-
nengerichten ist § 70a Abs. 1 Satz 1 JGG nach §§ 112 Satz 1 
und 104 Abs. 2 JGG entsprechend anwendbar.
 Nr. 45 RiStBV bestimmt, dass die Belehrung des Beschul-
digten vor seiner ersten Vernehmung nach §§ 136 Abs. 1, 
163a Abs. 3 Satz 2 StPO aktenkundig gemacht werden muss; 
in Jugendstrafsachen wird auch vermerkt werden müssen, 
in welcher Weise dem Postulat nach einer an dem Entwick-
lungs- und Bildungsstand orientierten Belehrung i.S.v. § 70a 
Abs. 1 Satz 1 JGG nachgekommen wurde.16

3 Konsequenzen bei Verletzung von § 70a JGG

Die Bedeutung der Vorschrift ergibt sich insbesondere auch 
aus den Konsequenzen, die aus ihrer Nichtbeachtung oder 
Verletzung entstehen. 
 Wird bereits bei der Belehrung durch die vernehmenden 
Polizeibeamten deutlich, dass ein altersbegründetes Ver-
ständnisdefi zit dazu führt, dass der Beschuldigte den Be-
lehrungsinhalt nicht versteht, so muss unter Beachtung der 
Grundsätze eines fairen Verfahrens nach Art. 6 Abs. 1 Satz 1 

5 Vgl. Arntzen, 2008; Wendler & Hoffmann, 2009; Bender, Nack & 

Treuer, 2007.
6 BT-Drucks. 17/9389, S. 19; Eisenberg, 2013, S. 44.
7 Sommerfeld in: Ostendorf, 2013, § 70a Rn. 4; Eisenberg, 2013, S. 44; 

Trüg in: Meyer u.a., 2014, § 70a Rn. 3.
8 BT-Drucks. 17/9389, S. 30; diese Belehrungspfl icht entspricht der nach 

§ 64 Satz 2 JGG.
9 BT-Drucks. 17/ 9389, S. 13.
10 Sommerfeld in: Ostendorf, 2013, § 70a Rn. 5.
11 Trüg in: Meier u.a., 2014, § 70a Rn. 2.
12 So Sommerfeld in: Ostendorf, 2013, § 70a Rn. 1; Trüg in: Meier u.a., 

2014, § 70a Rn. 2.
13 BGBl. I S. 1805 (Art. 3).
14 Vgl. Eisenberg, 2013a, § 70a Rn. 1; Trüg in: Meier u.a., 2014, § 70a 

Rn. 2.
15 So die – unverständliche − Gesetzesbegründung BT-Drucks. 17/9389, 

S. 20.
16 Vgl. Eisenberg, 2013, S. 44.
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den.17

 Hat der jugendliche oder heranwachsende Beschuldigte 
die Belehrung nach § 136 Abs. 1, 163a Abs. 3 Satz 2 StPO nicht 
verstanden, kommt ein Verwertungsverbot in Betracht.18 
 Unterbleibt eine qualifi zierte Belehrung nach § 70a Abs. 1 
Satz 1 JGG, ist dies eine Verletzung des Gesetzes i.S.v. § 337 
Abs. 2 StPO, die als Revisionsgrund mit der Verfahrensrüge 
nach § 344 Abs. 2 Satz 2 geltend gemacht werden kann.19

4  Erziehungsberechtigte und gesetzliche Vertreter als 

Adressaten der Belehrung

§ 70a Abs. 1 Satz 2 und 3 JGG stellt eine sinnvolle und erfor-
derliche Ergänzung zu der allgemeinen Vorschrift von § 67 
Abs. 2 JGG dar, indem sie Mitteilungen, insbesondere Be-
lehrungen an die Erziehungsberechtigten und gesetzlichen 
Vertreter an die Bedingungen von § 70a Abs. 1 Satz 1 JGG 
knüpfen: auch ihnen gegenüber müssen die Erklärungen in 
einer Art und Weise formuliert sein, dass sie von diesen Per-
sonen verstanden werden. Dies verlangt der Schutz der elter-
lichen Verantwortung (Art. 6 Abs. 2 GG). Von den Eltern und 
anderen Erziehungsberechtigten hängt es wesentlich ab, ob 
eine vom Gericht verhängte Rechtsfolge auch tatsächlich 
als angemessen verstanden und konstruktiv angenommen 
wird; insoweit erwartet das Gesetz von diesen eine „engagier-
te Unterstützung“ bei der Umsetzung der Rechtsfolgen und 
der entsprechenden Bemühungen von Bewährungshilfe und 
Jugendhilfe.20

 Sind die Erziehungsberechtigten und gesetzlichen Ver-
treter bei der mündlichen Belehrung nicht anwesend, was 
in der Praxis eher die Regel als die Ausnahme sein dürfte,21 
verlangt § 70a Abs. 1 Satz 3 JGG, dass diesen eine entspre-
chende Belehrung schriftlich mitgeteilt wird. Ob mit derar-
tigen Schreiben, die wohl eher in standardisierter Form ab-
gefasst werden, Verständnis, Einsicht und der Wille zur Un-
terstützung bei den Adressaten herbeigeführt werden kann, 
mag bezweifelt werden.22 Keinesfalls wird damit zu rechnen 
sein, dass individuell für jeden Einzelfall entsprechende 
Schreiben verfasst werden, die die Erziehungsberechtigten 
und gesetzlichen Vertreter auf verständliche Art und unter 
Berücksichtigung ihrer persönlichen Verhältnisse anspre-
chen. Der Auftrag des Gesetzgebers ist recht eindeutig, es 
bleibt abzuwarten, was die Praxis der Jugendgerichtsbarkeit 
daraus macht.

5  Jugendliche oder heranwachsende Mitangeklagte als 

Adressaten der Belehrung

Schließlich ergänzt § 70a Abs. 2 JGG die allgemeinen Bestim-
mungen des Absatz 1, indem er sich auf Fälle bezieht, in de-
nen bei einer Belehrung über die Bedeutung der Aussetzung 
einer Jugendstrafe zur Bewährung oder über die Bedeutung 
des Vorbehaltes einer diesbezüglichen nachträglichen Ent-
scheidung23 neben dem von diesen Entscheidungen Betrof-
fenen auch noch jugendliche oder heranwachsende Mitan-
geklagten anwesend sind, die nur zu Erziehungsmaßregeln 
oder Zuchtmitteln verurteilt werden. Um bei den Mitange-
klagten Missverständnisse zu vermeiden, soll das Gericht 
mit einer verständlichen Belehrung auch bei ihnen ein Ver-
ständnis von der Bedeutung seiner Entscheidung vermitteln. 
An welche Missverständnisse dabei gedacht wird, wird in der 
Gesetzesbegründung angesichts einer Fallkonstellation be-
schrieben, in der ein junger Haupttäter wegen Schwere der 
Schuld oder schädlicher Neigungen zu einer Jugendstrafe 
verurteilt wird, diese jedoch wegen positiver Sozialprognose 
zur Bewährung ausgesetzt wird und demgegenüber Mitange-
klagte mit geringerem Tatbeitrag zu einem – stets vollstreck-

baren (§ 87 Abs. 1 JGG) – Jugendarrest verurteilt werden; es 
liegt nahe, dass dies von den Mitangeklagten als verkappter 
Freispruch für den Haupttäter und Gefängnis für den Gehil-
fen und damit als Ungerechtigkeit empfunden wird. § 70a 
Abs. 2 JGG verlangt eine sachgemäße und das Verständnis 
der Mitangeklagten weckende Belehrung, die auch das Ver-
hältnis der unterschiedlichen Sanktionen für mehrere Verur-
teilte klarstellt, und dazu beiträgt, Miss- und Unverständnis 
bei den Beteiligten nicht aufkommen zu lassen.24

II.  Die Pfl ichten und Aufgaben der Jugendhilfe bei der 

Kommunikation im Allgemeinen und im Jugendstraf-

verfahren

„Der optimale Ablauf und ein sinnvoller, auf den Jugendlichen 
abgestellter Ausgang eines Gerichtsverfahrens können nur gelin-
gen, wenn sich alle Verfahrensbeteiligten gut miteinander ver-
ständigen können und interdisziplinär zusammenwirken. Des-
halb ist es für uns bedeutsam, die Kommunikationsmuster und 
-bedingungen während eines Verfahrens zu erkennen, um von 
unserer Seite aus Missverständnisse und Verhaltensfehler zu ver-
meiden.“25 Aufgrund dieses Arbeitsverständnisses widmen 
die Autoren Klier, Brehmer und Zinke, alle erfahrene Mit-
arbeiterInnen in der Jugend(gerichts)hilfe, in ihrer Publika-
tion ein ausführliches Kapitel dem Thema „Kommunikation 
mit den Verfahrensbeteiligten“. Sie weisen darauf hin, dass es 
zur Vermeidung von „Kommunikationsstörungen“ im Um-
gang mit dem jugendlichen oder heranwachsenden Beschul-
digten unbedingt erforderlich ist, „in jugendgemäßer Form 
und Sprache, jeweils abgestellt auf die individuellen Fähigkeiten 
des Jugendlichen“ zu agieren.26 Damit wird ein Prinzip zum 
Ausdruck gebracht, dass die gesamte Jugendhilfe prägt: über 
eine Kommunikation des Verstehens und Verstanden-Wer-
dens Vertrauen als Basis für einen Hilfe- und Entwicklungs-
prozess herzustellen.

1 Die Rechtsgrundlagen

Das Jugendhilferecht ist in seiner Ziel-und Aufgabenstruk-
tur als ein modernes Sozialleistungsrecht zu verstehen, wie 
es in den §§ 8 und 27 SGB Abs. 1 i.V.m. dem SGB VIII sei-
nen normativen Ausdruck erhält.27 Prägend sind die Rechts-
ansprüche auf Beratung nicht nur für die Personensorgebe-
rechtigten, sondern auch für Kinder und Jugendliche selbst. 
Hervorzuheben sind in unserem Zusammenhang die allge-
meinen Vorschriften von §§ 8, 9 und 36 SGB VIII und die 
besondere Vorschrift von § 52 Abs. 3 SGB VIII für die Jugend-
hilfe im Strafverfahren. Anhand dieser Regelungen sollen 
die besonderen kommunikativen Pfl ichten, Aufgaben und 
Erfordernisse der Fachkräfte in der Jugendhilfe gegenüber 
ihren jungen Klientinnen erläutert werden.

17 So Eisenberg, 2013, S. 44.
18 So Eisenberg, 2013, S. 44.
19 Trüg in: Meier u.a., 2014, § 70a Rn. 8.
20 BT-Drucks. 17/9389, S. 19.
21 Eisenberg, 2013a, § 67 Rn. 3.
22 So Sommerfeld in: Ostendorf, 2013, § 70a Rn. 8, der diese Regelung 

als äußerst kontraproduktiv bewertet.
23 Zu Recht weist Sommerfeld in: Ostendorf, 2013, § 70a Rn. 6 darauf 

hin, dass auch in Fällen des § 27 (Aussetzung der Verhängung der Ju-
gendstrafe zur Bewährung) entsprechend § 70a Abs. 2 JGG zu verfah-
ren ist.

24 BT-Drucks. 17/9389, S. 19.
25 Klier, Brehmer & Zinke, 2002, S. 35.
26 Klier, Brehmer & Zinke, 2002, S. 37.
27 Vgl. Riekenbrauk in: Krahmer & Trenk-Hinterberger, 2014, §§ 8, 

27.
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§ 8 Abs. 1 Satz 1 SGB VIII bestimmt, dass Kinder und Ju-
gendliche entsprechend ihrem Entwicklungsstand an allen 
sie betreffenden Entscheidungen der öffentlichen Jugend-
hilfe zu beteiligen sind. Das so normierte Beteiligungsrecht 
erschöpft sich nicht allein in einem Recht auf Anhörung in 
einem Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren, sondern die Be-
teiligung soll Kindern und Jugendlichen auch die Möglich-
keit verschaffen, aktiv auf die Gestaltung der sie betreffenden 
Entscheidungen Einfl uss zu nehmen.28 Um eine partizipato-
rische Einfl ussnahme überhaupt zu ermöglichen, ist das Ju-
gendamt sowie die freien Träger verpfl ichtet, bei der Art und 
Weise der Beteiligung den Entwicklungsstand und die Ein-
sichtsfähigkeit zu berücksichtigen. Zu Recht weist Wiesner 

darauf hin, dass dies von den Fachkräften eine „kindgerechte, 
einfühlsame“ Vermittlung der maßgeblichen Gesichtspunkte 
verlangt, die für die Entscheidung von Bedeutung sind.29

 § 8 Abs. 1 Satz 2 verpfl ichtet das Jugendamt weiter, Kin-
der und Jugendliche in geeigneter Weise auf ihre Rechte in 
sie betreffenden Verwaltungs- und Gerichtsverfahren hinzu-
weisen. Wenn § 8 Abs. 1 Satz 2 SGB VIII die Aufklärungs-
pfl icht auch nur auf das Familien- und Verwaltungsgericht 
bezieht, so gilt dies auch für das Jugendgerichtsverfahren.30 
Auch in diesem Zusammenhang legt die Vorschrift Wert auf 
eine Kommunikation, die geeignet ist, den jungen Adres-
saten in einer verständlichen, seinem Alter angemessenen 
Sprache sowie in einer kinder- bzw. jugendgemäßen Umge-
bung und Atmosphäre aufzuklären. 
 Ist das Jugendamt in familiengerichtlichen Verfahren in-
volviert, bietet § 159 Abs. 4 FamFG, der die persönliche Anhö-
rung des Kindes durch das Familiengericht regelt, eine wich-
tige Orientierung: „Das Kind soll über den Gegenstand, Ablauf 
und möglichen Ausgang des Verfahrens in einer geeigneten und 
seinem Alter entsprechenden Weise informiert werden, (…).“

§ 9 Nr. 2 SGB VIII
Diese Vorschrift verpfl ichtet das Jugendamt, bei der Ausge-
staltung der Leistungen und der Erfüllung der Aufgaben der 
Jugendhilfe „die wachsende Fähigkeit und das wachsende Be-
dürfnis des Kindes oder des Jugendlichen zu selbständigem, ver-
antwortungsbewusstem Handeln sowie die jeweiligen besonde-
ren sozialen und kulturellen Bedürfnisse und Eigenarten junger 
Menschen und ihrer Familien zu berücksichtigen, (…)“. Dieser 
„pädagogische Imperativ“31 stellt das Autonomiebedürfnis so-
wie die „Lebensweltorientierung“ als leitendes Prinzip in das 
Zentrum der gesamten Jugendhilfepraxis. 
 Zunächst wird hervorgehoben, dass die jungen Men-
schen Ausgangs- und Bezugspunkt von Jugendhilfe sind; 
ihnen ist altersgerecht zu begegnen und ihre wachsenden 
Fähigkeiten, Interessen und Bedürfnisse sind zu respektie-
ren.32 In Verbindung mit der Regelung von § 8 Abs. 1 SGB 
VIII fordert § 9 Nr. 2 SGB VIII, in Einrichtungen der Jugend-
hilfe eine „Beteiligungskultur und ein Beteiligungsklima“ zu 
entwickeln, damit Kindern und Jugendlichen das Erlernen 
und Weiterentwickeln von emanzipatorischem Verhalten er-
leichtert wird.33

 Weiterhin ist eine Orientierung an den Lebenswelten und 
den sozialen und kulturellen Eigenarten der Klientinnen der 
Jugendhilfe geboten. Vor dem Hintergrund stetiger Indivi-
dualisierung sollten daher die Fachkräfte der Jugendhilfe Ab-
weichungen von eigenen Werten und Lebensstilen akzeptie-
ren. Dies schließt mit ein, Alternativen der Lebensführung 
und Lebensbewältigung von jungen Menschen zu tolerieren, 
auch wenn diese sozialen Randgruppen angehören.34

 Dies gilt in besonderem Maße für Kinder und Jugendli-
che aus Migrantenfamilien, deren unterschiedlichen Biogra-

phien und Sozialisationserfahrungen in den pädagogischen 
Konzepten der Jugendhilfe Rechnung getragen werden 
muss. Daher sollten die Fachkräfte in der gesamten Jugend-
hilfe über ausreichende interkulturelle Kompetenzen und 
insgesamt eine „Sensibilität für unterschiedliche Lebensformen, 
-entwürfe, Milieu- und Migrationshintergründe, sexuelle Orien-
tierungen und Identitäten“ verfügen.35

§ 36 SGB VIII
Die Vorschrift regelt die Beratung, Aufklärung und Beteili-
gung nicht nur der Personensorgeberechtigten und jungen 
Volljährigen als Leistungsberechtigte, sondern auch der be-
troffenen Kinder und Jugendlichen bei der Entscheidung 
über die Hilfeleistungen. Sie ist folglich die zentrale Bestim-
mung für die kooperative Gestaltung pädagogischer Pro-
zesse einschließlich der Entscheidungsfi ndung innerhalb 
der Hilfeplanung.36

 Während § 36 Abs. 1 Satz 1 und 4 SGB VIII den Rechts-
anspruch auf Beratung schon vor der Entscheidung über die 
Inanspruchnahme einer Hilfe nach den §§ 27 ff. SGB VIII 
regelt und das Wahl- und Wunschrecht nach § 5 SGB VIII 
hervorhebt, bestimmt Abs. 2 Satz 2, dass die Fachkräfte als 
Grundlage für die Ausgestaltung der Hilfe zusammen mit 
dem Personensorgeberechtigten und dem Kind oder Jugend-
lichen einen Hilfeplan aufstellen sollen, der Feststellungen 
über den erzieherischen Bedarf, die zu gewährende Hilfe so-
wie die notwendigen Leistungen enthält. 
 Beratung wird in diesem Zusammenhang verstanden als 
Wahrung und Förderung der Subjektstellung der Kinder und 
Jugendlichen sowie ihrer Eltern, die einhergeht mit der Her-
stellung von Beteiligungsfähigkeit.37 Zu Recht stellt Schmid-

Oberkirchner fest, dass die betroffenen Hilfeadressaten 
nach wie vor mehrheitlich Bevölkerungsschichten angehö-
ren, deren kommunikative Fähigkeiten schlecht entwickelt 
sind; auch die Lebenssituationen, die die Inanspruchnahme 
von Hilfen erfordern, tragen dazu bei, nicht mit dem not-
wendigen Selbstbewusstsein, manchmal ohne jedes Interes-
se mitzuwirken und eher passiv zu bleiben. Gerade in diesen 
Fällen sollte alle Anstrengung darauf gerichtet sein, die Be-
troffenen für ihre aktive Mitwirkung zu gewinnen und sie 
mit der Stärkung ihrer Ressourcen zur interessierten Teil-
nahme zu befähigen, weil Hilfen, die gegen den Willen oder 
ohne Akzeptanz der Beteiligten „durchgedrückt“ werden, in 
der Regel erfolglos bleiben.38 Entsprechend sind die Anfor-
derungen an die fachlichen, sozialpädagogischen Kompe-
tenzen der Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe hoch. 
Hinzukommen muss die „Schaffung einer vertrauensvollen 
Atmosphäre, Offenheit und Einfühlungsvermögen sowie der 
Verzicht auf negative Wertungen, Vorwürfe und Schuldzuwei-
sungen“, ohne die personale Verantwortung zu leugnen.39

28 Meysen in: Münder u.a., 2013, § 8 Rn. 4.
29 Wiesner, 2011, § 8 Rn. 36.
30 So Wiesner, 2011, § 8 Rn. 37; uneindeutig Kepert in: Kunkel, 2014, § 8 

Rn. 15.
31 So Pattar in: Kunkel, 2014, § 9 Rn. 1.
32 Meysen in: Münder u.a., 2013, § 9 Rn. 5.
33 Wiesner, 2011, § 9 Rn. 20.
34 Vgl. Meysen in: Münder u.a., 2013, § 9 Rn. 6; Wiesner, 2011, § 9 

Rn. 23.
35 Meysen in: Münder u.a., 2013, § 9 Rn. 7.
36 Wiesner, 2011, § 36 Rn. 1.
37 Meysen in: Münder u.a., 2013, § 9 § 36 Rn. 10; Schmid-Oberkirch-

ner in: Wiesner, 2011, § 36 Rn. 22.
38 Schmid-Oberkirchner in: Wiesner, 2011, § 36 Rn. 23.
39 Wiesner & Schmid-Oberkirchner in: Wiesner, 2011, § 36 Rn. 23.
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erst bei der Auswahl der notwendigen und geeigneten Hilfen 
zur Erziehung, sondern muss schon bei der Diagnostik so-
wie der Bestimmung des erzieherischen Bedarfs einsetzen. 
Dazu gehört, die Biographie von Kindern und Jugendlichen 
sowie die Lebenssituation ihrer Eltern gemeinsam mit ihnen 
zu erarbeiten und zu deuten. „Bei den Fachkräften setzt dies 
die Fähigkeit voraus, sich auf unterschiedliche Deutungen ein-
zulassen und mit diesen perspektivisch arbeiten zu können, Si-
tuationen mit Hilfe theoretischer Kenntnisse zu interpretieren, 
Wege der Weiterentwicklung von Adressaten zu denken und ge-
meinsam zu strukturieren, Hilfeverläufe einer gemeinsamen Be-
wertung zu unterziehen.“40

 Bei aller Bedeutung, die der Partizipation im Hilfeplan-
verfahren zukommt, wäre es falsch und realitätsfremd, von 
einem „Aushandlungsprozess“ zu reden. In dem Verfahren 
nach § 36 SGB VIII stehen sich nicht „Vertragspartner“ ge-
genüber, da zum einen doch offensichtlich ein Gefälle zwi-
schen der Fachkraft des Jugendamtes mit ihrer Einbindung 
in eine Behördenhierarchie und den Hilfeadressaten besteht; 
zum anderen lassen sich gesetzliche Handlungsspielräume 
mit ihren Begrenzungen und Verpfl ichtungen nicht ignorie-
ren, weil sie den Wünschen der Hilfeempfänger entgegen-
laufen.41

§ 52 Abs. 3 SGB VIII
Wirken die Träger der Jugendhilfe im Verfahren nach dem 
JGG mit, haben ihre Mitarbeiter nach § 52 Abs. 3 SGB VIII 
i.V.m. § 38 Abs. 2 Satz 9 JGG die Pfl icht, den Jugendlichen 
oder jungen Volljährigen während des gesamten Verfahrens 
zu betreuen. In allen Fällen, in denen Betreuung durch die 
Fachkräfte der Jugendhilfe stattfi ndet, sind die Grundsätze 
der Beratung und Partizipation, wie sie in §§ 8, 9 und 36 SGB 
VIII vorgeschrieben sind, zu beachten. Nicht zuletzt ist es ih-
re sozialpädagogische Kompetenz, die die Mitarbeiterinnen 
der Träger der öffentlichen wie freien Jugendhilfe dazu prä-
destiniert, den beschuldigten Klienten in Erfüllung ihrer Be-
treuungsfunktion Hilfe und Unterstützung zukommen zu 
lassen, zumal die anderen Verfahrensbeteiligten nur selten 
über diese Fähigkeiten verfügen.42

 Voraussetzung für eine gerade gegenüber hoch bela-
steten Jugendlichen und Heranwachsenden erforderliche in-
tensive Betreuungstätigkeit ist die Herstellung und Wahrung 
eines Vertrauensverhältnisses. Dieses lässt sich nur aufbau-
en, wenn die Fachkraft in Offenheit und mit Einfühlungsver-
mögen dem Klienten begegnet und auf Schuldzuweisungen 
oder Vorwürfe verzichtet. Unverzichtbar ist dabei auch die 
Klärung der – ambivalenten – Rolle der Mitarbeiter der Ju-
gendhilfe mit ihren Hilfs- und Kontrollfunktionen. 
 Kommt es zur Durchführung des formellen Verfahrens, 
umfasst die Betreuungstätigkeit zumindest Beratungen 
und Informationen über den Ablauf des Verfahrens, über 
die Rechte und Pfl ichten des Beschuldigten, die in Betracht 
kommenden Sanktionen bzw. anderen Rechtsfolgen sowie 
die Möglichkeiten zu deren Vermeidung; eine derartige Auf-
klärung in einer altersangemessenen und verständlichen 
Sprache sind geeignet, Belastungen, Ängste und Unsicher-
heiten sowie falsche Erwartungen abzubauen.43

III. Konsequenzen für das Jugendstrafverfahren

Zunächst ist festzustellen, dass bei Betrachtung der recht-
lichen Postulate verständlicher Kommunikation im System 
der Jugendgerichtsbarkeit einerseits und dem System der 
Jugendhilfe andererseits nicht aus dem Auge verloren wer-
den darf, dass sich beide Systeme wesentlich unterscheiden. 
Während die Jugendgerichtsbarkeit mit Zwang und Repres-

sion auf strafbares Verhalten zum Zwecke der Legalbewäh-
rung reagiert, ist die Jugendhilfe präventiv auf das Ziel aus-
gerichtet, zur Verwirklichung des Rechts junger Menschen 
auf Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu 
einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Per-
sönlichkeit beizutragen. Nicht nur die Ziele und Aufgaben, 
sondern auch das methodische Handwerkszeug unterschei-
den sich beträchtlich; die gesetzlichen Bestimmungen in 
der StPO und dem SGB VIII sprechen – um im Bilde zu 
bleiben − eine deutliche Sprache. Diese Differenz prägt auch 
die Kommunikation zwischen den staatlichen Akteuren und 
den jungen Menschen. Sie ist insoweit strukturell bedingt 
und Vorschriften wie § 70a JGG vermögen daran nichts zu 
ändern.
 Dennoch ist das ernsthafte Bemühen um eine auf Ver-
ständigung und Verständlichkeit angelegte Kommunikati-
on und das Erlernen kommunikativer Kompetenzen – auch 
über den Bereich der Belehrungen hinaus – für alle Akteure 
im Jugendstrafverfahren verpfl ichtend. Zum einen gebietet 
der Erziehungsgedanke (§ 2 Abs. 1 Satz 2 JGG), bereits im 
Ermittlungsverfahren wie auch in der Hauptverhandlung er-
zieherisch, d.h. unter Beachtung pädagogischer Grundsätze, 
zu kommunizieren und ebenso auf das sozialpädagogische 
Potential der Jugendhilfe, wie es oben aufgefächert wurde, 
zurückzugreifen.44

 Des Weiteren entspricht es dem Grundsatz des fairen 
Verfahrens nach Art. 6 EMRK, dass das Gericht in Ausübung 
seiner prozessualen Fürsorgepfl icht Ungleichgewichte in der 
Wahrnehmung von Verfahrensrechten und -interessen aus-
zugleichen hat.45 Diese menschenrechtliche Garantie erfor-
dert z.B. die Bestellung eines Verteidigers, wenn aufgrund 
eklatanter kommunikativer Defi zite auf Seiten des jugend-
lichen Beschuldigten eine Verständigung nicht oder kaum 
möglich ist. Dies gilt nicht nur für Beschuldigte, die der deut-
schen Sprache nicht mächtig sind und einen Dolmetscher 
benötigen, sondern auch für Beschuldigte, die der Gerichts-
sprache nicht hinreichend mächtig sind und dadurch an der 
effektiven Wahrnehmung ihrer Verfahrensinteressen gehin-
dert sind.46

 Schließlich lassen sich im internationalen Recht Bestim-
mungen fi nden, die für die Konkretisierung des Erziehungs-
gedankens fruchtbar gemacht werden sollten. Zum einen be-
stimmt Art. 12 der UN-Kinderrechtskonvention als verbind-
liches Recht, dass das Kind, also eine Person bis zum 18. Le-
bensjahr, nicht nur seine Meinung frei äußern darf, sondern 
auch, dass die Meinung des Kindes angemessen und seinem 
Alter und seiner Reife entsprechend zu berücksichtigen ist. 
Zu diesem Zweck muss dem Kind insbesondere die Gele-
genheit gegeben werden, in allen es berührenden Verfahren 
gehört zu werden. In Bezug auf das Jugendstrafverfahren 
verlangt Nr. 14.2 der Beijing-Grundsätze: „Das Verfahren hat 
sich an den wohlverstandenen Interessen des Jugendlichen aus-
zurichten und ist in einer verständnisvollen Atmosphäre zu füh-
ren, die es dem Jugendlichen ermöglicht, sich daran zu beteili-

40 Wiesner & Schmid-Oberkirchner in: Wiesner, 2011, § 36 Rn. 25 
unter Verweis auf Merchel in: Jordan & Schrapper, 1994, S. 44, 
S. 61 f.

41 So Wiesner & Schmid-Oberkirchner in: Wiesner, 2011, § 36 
Rn. 11 ff.; Meysen in: Münder u.a., 2013, § 36 Rn. 24.

42 Vgl. Trenczek in: Münder u.a., § 52 Rn. 23
43 Riekenbrauk in: Kunkel, 2014, § 52 Rn. 54; Eisenberg, 2013a, § 38 

Rn. 20.
44 Rössner in: Meier u.a., 2014, § 2 Rn. 5.
45 Vgl. Esser, 2012, Art. 6 EMRK Rn. 239.
46 So Esser, 2012, Art. 6 EMRK Rn. 828.
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Egen und sich frei zu äußern.“47 Unter Bezugnahme auf diesen 
Grundsatz wurde 2007 von Seiten der UN-Kinderrechtskom-
mission zu den „Rechten im Jugendstrafverfahren (Children’s 
rights in juvenile justice)“ folgender „General Comment“ ver-
fasst: „Kraft Art. 14 der Beijing-Grundsätze hat das Verfahren 
in einem Klima der Verständlichkeit (atmosphere of understan-
ding) stattzufi nden, das es den Kindern erlaubt, am Verfahren 
teilzunehmen und sich frei zu äußern. Veränderungen der Ge-
richtsverhandlung sollten ermöglicht werden, wenn dies das Al-
ter und die Reife des Kindes verlangt.“48

IV. Ausblick

Abschließend sollen drei Überlegungen die notwendige Dis-
kussion anstoßen, welche Veränderungen zur grundsätz-
lichen Verbesserung der Kommunikation im Jugendstrafver-
fahren beizutragen vermögen.

1  Obligatorische Aus- und Fortbildung von Jugend-

richtern/Jugendstaatsanwältinnen

Kommunikative Kompetenzen müssen erlernt werden. Dies 
gilt für alle Verfahrensbeteiligte. Die gesetzliche Grundlage 
in § 37 JGG reicht in der aktuellen Fassung nicht aus, um 
Jugendrichter bzw. Jugendstaatsanwälte verbindlich dazu 
zu bewegen, aufgrund von akademischer Aus- und Fortbil-
dung entsprechende Qualifi kationen zu erlangen und diese 
im Verfahren umzusetzen. Erforderlich ist, dass die in Art. 3 
des Entwurfes eines Gesetzes zur Stärkung der Rechte von 
Opfern sexuellen Missbrauchs vorgesehenen Reformvorha-
ben im Hinblick auf § 37 JGG beschlossen werden; nach dem 
Änderungsvorschlag sollen Jugendrichterinnen und Jugend-
staatsanwälte Kenntnisse auf dem Gebiet der Kriminologie, 
Pädagogik und Sozialpädagogik sowie der Jugendpsycho-
logie verfügen.49 Zu Recht wird in der Begründung darauf 
hingewiesen, dass die damit verbundenen Qualifi kationsan-
forderungen Jugendrichter sowie Jugendstaatsanwältinnen 
u.a. befähigen sollen für eine „Verfahrens- und Verhandlungs-
führung, die auch dem Alter und Entwicklungsstand junger Be-
schuldigter und den besonderen Belangen und Interessen insbe-
sondere minderjähriger Opferzeugen gerecht wird“.50 Solange 
die gesetzgeberische Umsetzung auf sich warten lässt, steht 
zu befürchten, dass das Regelungsanliegen von § 70a JGG 
ins Leere läuft.51

 
2 Stärkere Einbindung und Gewichtung der Jugendhilfe 

Die Vertreter der Jugendhilfe sind aufgrund ihrer Ausbil-
dung qualifi ziert genug, mit verschiedenen, der jeweiligen 
Problematik und dem Klientel angepassten Methoden der 
Gesprächsführung zu kommunizieren. Dies ist zumindest 
der Anspruch von Studiengängen der Sozialen Arbeit ein-
schließlich der Sozialpädagogik, in denen in den Modulen 
„Methodik und Didaktik“ die entsprechenden fachlichen 
Qualifi kationen vermittelt werden sollen. Das Jugendhil-
ferecht baut auf dieser spezifi schen Fachlichkeit auf, wenn 
es – wie oben dargestellt − die Träger und ihre Mitarbeiter 
zu einer Kommunikation mit jungen Menschen verpfl ich-
tet, die auf Verständlichkeit, Verständnis und Verständigung 
im weitesten Sinne gerichtet ist. Die Akteure der Strafjustiz 
sollten sich in allen Stadien des Strafverfahrens diese be-
sonderen sozialpädagogischen Kompetenzen der Fachkräfte 
der Jugendhilfe zunutze machen, indem sie – soweit es in 
der Praxis noch nicht geschieht – die Jugendhilfe in Fällen 
mit erkennbaren, erheblichen Kommunikationsproblemen 
von Anfang an hinzuziehen und ihr − gerade in der Haupt-
verhandlung − genügend Raum und Zeit einräumen, den 
nicht verteidigten Beschuldigten kommunikativ zu unter-
stützen. Und schließlich sollte zugunsten von vermehrten 

Diversionsentscheidungen auf die Durchführung formeller 
Verfahren verzichtet werden, um der Jugendhilfe mit ihren 
sozialpädagogischen Kompetenzen den – nicht nur kommu-
nikativen – Zugang zu jungen Menschen mit dem Ziel der 
Legalbewährung zu ebnen.

3 Mehr Kreativität und weniger Förmlichkeiten

Antiquierte Förmlichkeiten wie die räumliche Gestaltung 
eines Gerichtssaales oder die Verkleidung mit Roben tragen 
dazu bei, Jugendliche zu verängstigen und die Kommuni-
kation mit ihnen zu erschweren. Warum kann darauf – wie 
in anderen Rechtskulturen − nicht verzichtet werden, wenn 
es zu einer Verbesserung von Kommunikation beiträgt? Die 
rechtsstaatlichen Verfahrensgarantien im Auge, lässt sich 
mit Kreativität z.B. auch an runden oder anderen Tischen 
gut Wahrheits- und Entscheidungsfi ndung betreiben.
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S c h w e r p u n k t  K O M M U N I K AT I O N

„Was habe ich eigentlich gekriegt?“

Kommunikation mit jungen Menschen im Jugendstrafverfahren1

Ulrike Schultz

Der Artikel basiert auf einem Vortrag bei einem Arbeitskreis des 

Deutschen Jugendgerichtstags 2010 und bezieht dort 

erarbeitete Ergebnisse mit ein. Es werden wichtige Aspekte 

der Kommunikation zwischen den verschiedenen Akteuren des 

Jugendgerichtsverfahrens erläutert. Nach einem kurzen Blick 

auf die gesetzlichen Vorgaben werden Verständigungsprobleme 

behandelt, die sich aus unterschiedlichen Sprachstilen und 

-strategien von Juristen und Laien, Gebildeten und weniger 

Gebildeten, von Männern und Frauen und aus den eigenen 

Sprachformen von Jugendlichen ergeben. Anschließend werden 

für die Verständigung im Verfahren wesentlichen Ergebnisse 

der Kommunikationstheorie dargestellt: die Störquellen und die 

Faktoren, die eine gelungene Kommunikation fördern, und sie 

werden mit Vorstellungen und Wünschen zum Verhandlungsstil 

verglichen, die Richterinnen und Richter bei Fortbildungen über 

Entscheidungsfi ndung geäußert haben.

Keywords: Kommunikation, Sprache, Jugendstraf-
verfahren, Verhandlungsstil

Ein berühmtes Buch der Linguistin Deborah Tannen zur 
Kommunikation zwischen Männern und Frauen heißt „Du 
verstehst mich einfach nicht“. Der Titel lässt sich häufi g auch 
auf die Kommunikation im Jugendstrafverfahren anwenden: 
Die Prozessbeteiligten reden aneinander vorbei, hören zum 
Teil nicht zu, sie verstehen sich nicht.
 Die frühere Jugendrichterin Ruth Herz erwähnt in ih-
rer Autobiografi e: „Studien haben ergeben, dass Jugendliche 
sich nach ihrem Prozess oft fragen, was eigentlich passiert ist 
und ob Richter, Staatsanwalt, Verteidiger und Sozialarbeiter 
ihnen überhaupt zugehört haben.“2 Selbst Erwachsene haben 
Probleme zu erfassen, was im Verfahren vor sich geht, wie 
Wendler und Hoffmann in ihrem Buch zu „Technik und 
Taktik der Befragung im Gerichtsverfahren“ berichten: „Einer 
der Verfasser hat über einen längeren Zeitraum hinweg die An-
geklagten unmittelbar nach der Verkündung des Urteils befragt, 

welche Strafe gerade gegen sie verhängt worden sei. Die meisten 
hatten es nicht verstanden. Nur ca. 15% konnten die Endsumme 
der Geldstrafe benennen. Knapp die Hälfte war sich nicht ein-
mal sicher, ob auf Geld- oder Freiheitsstrafe erkannt worden war. 
Relativ gut haften blieb, ob Bewährung gegeben und wie lange 
der Führerschein einbehalten wurde.“3 
 Der vorliegende Artikel will einige Aspekte der Kommu-
nikation im Jugendstrafverfahren beleuchten. Er bezieht Er-
gebnisse aus einem Workshop auf dem 28. Deutschen Ju-
gendgerichtstag 2010 ein, der sich mit dieser Thematik be-
schäftigt hat.

1 Gesetzliche Vorgaben

Bei gestörter Kommunikation im Jugendstrafverfahren kön-
nen gesetzliche Vorgaben zum Verfahren verletzt werden. 
Die Verfassung enthält eine Reihe relevanter Regelungen für 
die Kommunikation im Strafprozess:
 Aus dem Demokratieprinzip4 folgt die Verpfl ichtung zur 
Partizipation. Das Rechtsstaatsgebot5 fordert Berechenbar-
keit, Rechtssicherheit, Fairness und das Sozialstaatsgebot6 
die Herstellung von Chancen- und Waffengleichheit. Der 
aus Art. 1 des Grundgesetzes folgende vorstaatliche Grund-
satz der Achtung vor der Würde des Menschen gebietet, den 
Menschen nicht als bloßes Objekt zu behandeln, sondern 
als Subjekt. Bei mangelhafter oder gestörter Kommunika-
tion werden diese Vorgaben nicht eingehalten. Dies wird ge-
stützt durch Art. 103 Abs. 1 GG: Vor Gericht hat jedermann 
Anspruch auf rechtliches Gehör, woraus das Bundesverfas-
sungsgericht in extensiver Auslegung das Recht auf faires 
Verfahren abgeleitet hat. 

1 Bei dem Beitrag handelt es sich um eine aktualisierte Fassung des Arti-
kels in DVJJ (Hrsg.) (2012), Achtung (für) Jugend! Praxis und Perspekti-
ven des Jugendkriminalrechts, S. 107-127.

2 Herz, 2006, S. 18.
3 Wendler & Hoffmann, 2009, S. 63.
4 Art. 20 Abs. 2 GG.
5 Art. 1 Abs. 3, Art. 20 Abs. 3 GG.
6 Art. 20 Abs. 1 GG.


